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 Beilage _______________ 
 
 
Neufassung der Bestattungs- und Friedhofssatzung (BFS) 
 
 
 
Sachverhaltsdarstellung 
 
 
 
Die Friedhofsverwaltung hat die Bestattungs- und Friedhofssatzung grundlegend überprüft. Im 
Hinblick auf eine größere Zahl von Änderungen, mit denen tatsächlichen und rechtlichen Anfor-
derungen Rechnung getragen werden soll, schlägt die Friedhofsverwaltung vor, die Satzung 
vollständig und mit einer durchgängigen Paragraphenfolge neu zu fassen. Das Kernstück sind 
die systematische Neudefinition der angebotenen Grabarten und ergänzende Festlegungen 
dazu. Die neu definierten Grabarten und die wichtigsten sonstigen Änderungen werden nachfol-
gend dargestellt.  
 
Der Katalog der Leistungen der Friedhofsverwaltung in § 4 wurde im Hinblick auf steuer- und 
wettbewerbsrechtliche Aspekte präzisiert. Die Tatbestände wurden in Übereinstimmung mit 
dem Gebührenverzeichnis der Bestattungs- und Friedhofssatzung gebracht und Leistungen, die 
inzwischen dem Bestattungswirtschaftsbetrieb Krematorium Nürnberg übertragen sind, wurden 
aus der Satzung gestrichen. Auch wurde hinsichtlich des Anschluss- und Benutzungszwangs 
der Leistungen den Feststellungen des Bayer. Kommunalen Prüfungsverbands Rechnung ge-
tragen.  
 
In Absprache mit den Kirchen und kirchlichen Friedhofsträgern wurde in § 6 Abs. 1 klargestellt, 
dass an Samstagen, Sonntagen oder Feiertagen keine Bestattungen stattfinden. Damit wird die 
bestehende Praxis, die den organisatorischen und personellen Gegebenheiten bei der Fried-
hofsverwaltung geschuldet ist und die auch die grundsätzliche Haltung der Kirchen und kirchli-
chen Friedhofsträger wiedergibt, in die Satzung aufgenommen 
 
In § 6 Abs. 3 wurden die Voraussetzungen, unter denen ein Anspruch auf eine Bestattung in 
den Friedhöfen Großreuth bei Schweinau, Reichelsdorf, Boxdorf, Worzeldorf, Großgründlach 
Fischbach, Kornburg und Höfen besteht, um Tatbestände erweitert, in denen in der Person der 
Verstorbenen oder der Angehörigen ebenfalls ein enger Bezug zum Einzugsgebiet des Fried-
hofs bestand. Auch diese Neufassung entspringt einem praktischen Bedürfnis und trägt den In-
teressen vieler Hinterbliebener, die im Einzugsgebiet wohnen, Rechnung. In der Anlage 1 der 
Satzung zu § 6 Abs. 3 wird außerdem das Einzugsgebiet des Friedhofs Reichelsdorf auf das 
Reichelsdorfer Gebiet östlich der Bahnlinie erweitert. 
 
Um handlungsfähig zu sein, wenn Verstorbenen entsprechend neuerer Entwicklung in der Be-
stattungskultur mit verwesungshemmenden Substanzen behandelt worden sind, werden in § 10 
Abs. 3 aus Gründen des Umwelt- und Wasserschutzes die notwendigen Rechtsgrundlagen ge-
schaffen.  
 
Die §§ 12 bis 17 stellen das Gräberangebot der Friedhofsverwaltung dar. Die Grabarten wurden 
neu definiert und mit teilweise neuen und eindeutigen Bezeichnungen typisiert. Neu wird zwi-
schen Urnenhaingrab, Baumgrab und Urnengartengrab differenziert. Diese Grabarten waren 
bisher unter dem Begriff der Naturgräber zusammengefasst. Der Begriff des Pflanzenfeldgrabes 
ersetzt den der Sondergrabstellen und soll den Charakter der Anlagen verdeutlichen. Eine neue 
Grabform ist das Urnenkulturgrab. Mit ihr wird eine Möglichkeit geschaffen, erhaltenswerte 
Grabmale von aufgelassenen Erdgräbern in Verbindung mit Urnengemeinschaftsgräber einer 
neuen Bestimmung zuzuführen. Die Grabbeschriftung erfolgt mit Epitaphien auf der Einfassung 
der Anlage. Die Gräber für die Bestattungen von Amts wegen waren bisher nicht gesondert 
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ausgewiesen, sondern unter Urnenerdgräber subsumiert worden. Da hier aber kein Erwerb ei-
nes Grabnutzungsrechts möglich ist, sind sie nun als eigene Grabform in die Satzung aufge-
nommen. Kindergräber werden künftig nicht mehr in eigenen Abteilungen angeboten. Dies be-
trifft Neuvergaben, bestehende Grabnutzungsrechte sind davon nicht tangiert (§ 36). Diese 
Grabart mit reduzierten Ausmaßen entstand zu Zeiten, als es an Platz auf den Friedhöfen man-
gelte. Dies ist nicht mehr zeitgemäß. Künftig können Kinder mit einem Gebührensatz, der den 
Gebühren für die bereits bestehenden und weiterhin verlängerungsfähigen Kindergräber ent-
spricht, in Wahl- oder Familiengräbern bestattet werden. Die Bestattung von Urnen im Kolumba-
rium wird aufgegeben. Die Unterhalts- und Betriebskosten für das Gebäude, das als Bestat-
tungsplatz für die Urnen dient, lassen ein rechtskonformes kostendeckendes Angebot nicht zu. 
Aufgrund der zu hohen Gebühren gab es keine Nachfrage.      
 
In den §§ 18 bis 20 werden für besondere Anforderungen bei Urnenbeisetzungen geregelt. Sie 
entsprechen weitgehend den bisherigen Bestimmungen, neu aufgenommen wurde die Abho-
lung von Nischenverschlussplatten und das Verbot von Windlichtern, deren flüssige Brennstoffe 
schwere Verunreinigungen und Brandgefahren verursachen können. Präzisiert wurden die 
Bestimmungen zu den biologisch abbaubaren Materialien. 
 
In den §§ 23 bis 26 werden die Bestimmungen zu den Grabnutzungsrechten im Hinblick auf 
neue Rechtslagen, organisatorische Änderungen oder aus systematischen Gründen neu ge-
fasst. Neu festlegt wird, dass ungeachtet der Bestattungsart (Erdbeisetzung oder Kremierung 
und Urnenbeisetzung) die Ruhezeit einheitlich ab dem Sterbetag berechnet wird. Dies führt zu 
Vereinfachungen in der Fristenrechnung. Die Regelung zur Übertragung des Grabnutzungs-
rechts waren in der bisherigen Fassung rechtlich nicht mehr haltbar, da ein Zwang, in ein Recht 
einzutreten, nicht durch Satzung geregelt werden kann. § 25 Abs. 2 regelt die Übertragung nun-
mehr rechtskonform. 
    
Die Neufassung des § 29 wird sich auf die Verpflichtung der Grabnutzungsberechtigten be-
schränkt, den satzungswidrigen Zustand zu beseitigen. Das Beanstandungsverfahren und die 
Durchsetzung der Anordnungen richtet sich nach den Bestimmungen des Verwaltungsverfah-
rens- und Vollstreckungsrechts, so dass auf Satzungsregelungen verzichtet werden kann. 
 
Ein dauerhaftes Friedhofverbot, das einem Hausverbot in einer kommunalen Einrichtung gleich 
kommt, ist rechtlich bedenklich. § 32 sieht jetzt nur noch den Friedhofsverweis vor, der auf die 
konkrete Störung abstellt. Wird die Störung eingestellt, kann der Friedhof wieder betreten wer-
den.  
 
§ 33 enthält neuerdings einen Erlaubnisvorbehalt für die Benutzung der Brunnen zur Entnahme 
von Gießwasser für gewerbliche Zwecke. Über eine entsprechende Ergänzung des Kommuna-
len Kostenverzeichnisses der Stadt Nürnberg wird dafür künftig eine Genehmigungsgebühr er-
hoben.   
 
Die §§ 34 und 35 enthalten Präzisierungen und Ergänzungen, die Friedhofsverwaltung reagiert 
mit ihnen auf Erfahrungen, die in den letzten Jahren gemacht wurden.  
 
Die Entwidmung oder Auflassung von Friedhöfen und Friedhofsteilen wird in § 38 praxisgerech-
ter geregelt.  
 
Der Katalog der Ordnungswidrigkeiten in § 41 wurde aktualisiert. Da auch am Friedhof Regeln 
immer weniger Beachtung finden, muss die Friedhofsverwaltung in der Lage sein, die im Inte-
resse der Sicherheit und Ordnung erlassenen Ge- und Verbote der Satzung auch durchzuset-
zen und Bußgelder anzudrohen und als ultimo ratio auch verhängen zu lassen.  
 
 


